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Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
Carl-Dieter Spranger, und der Zuzug von Jüdinnen und Juden aus der 
ehemaligen Sowjetunion 

Bundesminister für wi rtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
Carl-Dieter Spranger, hat in einem Zeitungsinterview nach einem Besuch 
in der Ukraine den Eindruck erweckt, „in der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten (GUS) werde auf eine unbegrenzte Zuwanderung von Juden nach 
Deutschland gedrängt" (FR, 12. Juni 1996). Bundesminister Carl-Dieter 
Spranger erwähnte dabei die Zahl von 800 000 ausreisewilligen Jüdinnen 
und Juden. Nach Ansicht des Bundesministers könnte dies zu Konflikten 
mit Israel, aber auch zu innenpolitischen Spannungen führen. Bundes-
minister Carl-Dieter Spranger führte dabei an, daß die Jüdinnen und 
Juden die deutsche Rentenversicherung „belasten würden" (Süddeutsche 
Zeitung, 12. Juni 1996). Bundesminister Carl-Dieter Spranger weiter: 
„Nachdem ich in der Botschaft mit diesem Problem erstmals eindrucksvoll 
konfrontiert worden bin, möchte ich jetzt keine Ratschläge geben. Es ist 
aber ein Thema, das wir anhand der Zahlen für unser Land (...) erörtern 
müssen. Ein unbegrenzter Zugang von Menschen aus der ehemaligen So-
wjetunion ist nicht möglich" (taz, 12. Juni 1996). Bundesminister Carl-Die-
ter Spranger soll sich mit seinen Äußerungen „im Einklang sowohl mit dem 
Auswärtigen Amt (AA) als auch mit dem Innenministerium" befinden. 
Auch nach Auffassung des Auswärtigen Amtes seien nicht Antisemitismus 
sondern „wirtschaftliche Gründe " das Auswanderungsmotiv (ebenda). 

Bundesminister Carl-Dieter Spranger hatte erst vor einem Jahr für Auf-
sehen gesorgt, als er im Vorfeld der Gedenkfeiern zur Befreiung vom Fa-
schismus am 8. Mai 1995 den von Medien als „neurechts" bezeichneten 
Aufruf „Gegen das Vergessen" unterzeichnet hatte (vgl. taz vom 30. März 
1995). 

1. Treffen die oben wiedergegebenen Äußerungen von Bundesminister 
Carl-Dieter Spranger zu? 

Die wiedergegebenen Äußerungen stammen aus einem Interview 
des Ministers mit der Allgemeinen Zeitung Mainz vom 11. Juni 
1996 anläßlich seiner Reise in die Ukraine vom 3. bis 5. Juni 1996. 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung vom 16. Juli 1996 übermittelt. 
Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. Auf welche Quellen stützt Bundesminister Carl-Dieter Spranger sich 
bei seinen Zahlenangaben über ausreisewillige Jüdinnen und Juden 
aus der ehemaligen Sowjetunion und wie sorgfältig hat er die Rich-
tigkeit dieser Angaben geprüft? 

In den zahlreichen Gesprächen, die Bundesminister Carl-Dieter 
Spranger während seines Besuchs in Kiew führte, wurden ihm 

mehrere Schätzzahlen genannt, u. a. auch die Zahl 800 000. 

Im übrigen wird auf die Antworten des Staatsministers Dr. Werner 
Hoyer in der Fragestunde vom 26. Juni 1996 verwiesen. 

3. Wie viele Jüdinnen und Juden sind für Bundesminister Carl-Dieter 
Spranger für „unser Land" verkraftbar? 

Eine Feststellung in dieser Form findet sich im o. g. Interview we-
der wörtlich noch sinngemäß. Bundesminister Carl-Dieter Spran-
ger hat vielmehr allgemein erklärt: „Ein unbegrenzter Zugang 
von Menschen aus der ehemaligen Sowjetunion ist nicht mög-

lich. " 

4. Wie wurden die Äußerungen des Bundesministers Carl-Dieter 
Spranger innerhalb des Bundeskabinetts behandelt? 

Die Aussagen waren nicht Gegenstand einer Kabinettsbefassung. 

5. Worauf stützt Bundesminister Carl-Dieter Spranger (und gege-
benenfalls das Auswärtige Amt) seine Kenntnis, daß nicht Anti-
semitismus das Auswanderungsmotiv für Jüdinnen und Juden aus 
den Ländern der ehemaligen Sowjetunion ist? 

Das Auswanderungsmotiv spielt bei der Aufnahme in das ge-
regelte Verfahren zur Zuwanderung von Juden aus der ehe-

maligen UdSSR keine Rolle. 

6. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über rechtsextreme und 
antisemitische Aktivitäten in den Ländern der ehemaligen Sowjet-
union? 

Es ist bekannt, daß es in allen Nachfolgestaaten der Sowjetunion, 
vor allem in Rußland, der Ukraine und Weißrußland, rechtsextre-
mistische und antisemitische Tendenzen gibt, die sich in der ent-
sprechenden Presse artikulieren und sich gelegentlich in Straf-
taten manifestieren. Antisemitismus und Rechtsextremismus sind 
jedoch in keinem der Staaten auf dem Territorium der früheren 
Sowjetunion Bestandteil der staatlichen Politik. 

7. Wie hat die Bundesregierung die Unterzeichnung des von Medien 
(vgl. taz vom 30. März 1995) als „neurechts" bezeichneten Aufruf 
„Gegen das Vergessen" durch den Bundesminister für wirtschaft

-

liche Zusammenarbeit und Entwicklung, Carl-Dieter Spranger, 
innerhalb des Bundeskabinetts behandelt? 

Zu einer Befassung des Bundeskabinetts mit dieser Frage bestand 

keinerlei Anlaß. 


